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Jahrelang wurde die starke industrielle Ausrichtung der deutschen 
Wirtschaft moniert. Deutschland sei zu stark exportorientiert, zu 
anfällig für Krisen, Nachfrage- und Wechselkursschwankungen, so 
die Kritik. Ein oberflächlicher Blick auf die Daten der jüngsten Wirt-
schaftskrise scheint die alten Sorgen zu bestätigen: Die Produktivität 
der Industrien ging deutlich zurück, die Exporte brachen dramatisch 
ein. Bei genauerer Betrachtung zeigt sich jedoch, dass besonders 
die forschungsintensive Industrie ihre Feuerprobe in der Krise be-
standen hat. Durch die gemeinsame Strategie von Unternehmen, Ge-
werkschaften und Politik konnte sie die Beschäftigung während des 
globalen Nachfrageeinbruchs weitgehend halten, sich international 
behaupten und sich für den Aufschwung mit ihrem breiten Portfolio 
aus Fahrzeug- und Maschinenbau, Elektro-, Mess- und Medizintech-
nik hervorragend positionieren. Gerade auf den Zukunftsmärkten 
der Schwellenländer hat sie ihre Spitzenposition nicht nur verteidigt, 
sondern ihre Marktanteile während der Krise sogar noch ausgebaut. 
Das zeigt ein internationaler Vergleich der neuesten Daten zu Wert-
schöpfung, Produktivität und Außenhandel des DIW Berlin. Das Er-
gebnis: Die forschungsintensive Industrie in Deutschland ist bereits 
auf ihren langfristigen Wachstumspfad zurückgekehrt und für die 
Zukunft bestens positioniert. 

Über Jahre hinweg haben die Spitzen- und Hochtechno-
logie die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Deutsch-
land angetrieben. Noch bis ins Jahr 2008 hinein sind 
sie weit überdurchschnittlich gewachsen. Seit dem Jahr 
2007 ist Deutschland der größte Brutto- und Nettoex-
porteur forschungsintensiver Waren der Welt. 

Die Vertrauenskrise in Folge der Finanzmarktturbulen-
zen hat dann jedoch weltweit zu einem Kollaps der In-
vestitionsgüternachfrage geführt. Die Produktion der 
auf die globale Investitionsnachfrage ausgerichteten 
Hochtechnologiebereiche wie Maschinenbau, Elektro-
technik und Straßenfahrzeugbau ging dramatisch zu-
rück. Die Turbulenzen waren damit der Ausgangspunkt 
für die schwerste Rezession im Deutschland der Nach-
kriegsgeschichte.

Ähnliche krisenbedingte Entwicklungen der Wirt-
schaftsstrukturen zeigten sich auch in anderen großen 
OECD-Staaten. Unsere Analysen weisen insbesondere 
für Japan auf vergleichbar starke Schwankungen der for-
schungsintensiven Industrien wie in Deutschland hin 
(Abbildung 1). Die Größenordnungen der geschätzten 
Verluste 2009 und Gewinne 2010 bei den Wertschöp-
fungsanteilen unterscheiden sich zwischen Deutsch-
land und Japan kaum. Beim Erholungsprozess der for-
schungsintensiven Industrien hinken die anderen gro-
ßen Volkswirtschaften Europas offenbar hinterher. In 
den Vereinigten Staaten scheinen die Ausschläge insge-
samt moderater. Die Schrumpfungs- und Wachstums-
impulse zwischen den forschungsintensiven Industrien 
und der Gesamtwirtschaft differieren hier nur wenig. 
Schon 2010 setzte weltweit in allen Branchen der for-
schungsintensiven Industrien ein kräftiger, durch die 
Exporte getriebener Wachstumsschub ein. Der Anteil 
der forschungsintensiven Industrien an der gesamten 
Wertschöpfung in Deutschland ist damit erneut deut-
lich gestiegen. Das Vorkrisenniveau dürfte allerdings 
2010 noch nicht wieder erreicht worden sein.

Die Spitzenposition als Exportprimus forschungsinten-
siver Waren konnte Deutschland auch im Krisenjahr 

Forschungsintensive Industrie 
gut aufgestellt
von Heike Belitz, Marius Clemens, Martin Gornig, Florian Mölders, Alexander Schiersch und Dieter Schumacher
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2009 behaupten: Während die beiden Hauptkonkurren-
ten USA und Japan in diesem Bereich Exportrückgän-
ge von 27 und 29 Prozent hinnehmen mussten, gab der 
deutsche Export „nur“ um 24 Prozent nach. Die deut-
sche Marktposition verbesserte sich. Dies zeigt sich so-
wohl an den sektoralen als auch an den geographischen 
Strukturen des Außenhandels.

 So konnten in der Krise die meisten forschungsintensi-
ven Industrien ihre Export-Import-Relation verbessern. 
Dies gilt insbesondere für den Maschinenbau und die 
Elektrotechnik. Lediglich beim Straßenfahrzeugbau 
wirkte sich die Abwrackprämie ungünstig auf die Ex-
port-Import-Relation aus. Gleichzeitig waren im Krisen-
jahr 2009 deutliche Verschiebungen in den regionalen 
Strukturen der globalen Außenhandelsströme zu beob-
achten. Bei der deutschen Ausfuhr forschungsintensi-
ver Güter stieg insbesondere die Bedeutung wachstums-
starker Schwellenländer wie China (Abbildung 2). Auch 
wenn Europa weiterhin Hauptabnehmer deutscher Wa-
ren ist, rücken die Zukunftsmärkte auch bei den for-
schungsintensiven Industrien immer mehr in den Vor-
dergrund. Dagegen sind es vor allem die USA, die als 
Zielland für deutsche forschungsintensive Güter ver-
lieren. Für die Zukunft verhelfen die neuen Marktan-
teile in den Schwellenländern durch das Wachstums-
potenzial dieser aufstrebenden Volkswirtschaften und 
den damit einhergehenden Nachfragesog zu einer gu-
ten Perspektive. 

Die Reaktionen der Unternehmen auf die Absatzkrise 
2009 waren in den betrachteten Ländern sehr unter-
schiedlich. Gestützt durch arbeitsmarktpolitische Maß-
nahmen haben insbesondere die deutschen Unterneh-
men ihre Kernbelegschaften kaum reduziert. Vieles 
spricht somit dafür, dass die Akteure der Arbeitsmarkt- 
und Industriepolitik in Deutschland angemessen auf den 
globalen Nachfrageschock reagiert und zur Erhaltung 
der wettbewerbsfähigen Industrie entscheidend beigetra-
gen haben. Zukünftig sollte der Politik allerdings ein Ins-
trument an die Hand gegeben werden, mit dem sie ihre 
Entscheidungen stärker objektivieren und transparenter 
machen kann. So sollte ein internationales Industrie-Mo-
nitoring entwickelt werden, das hilft, frühzeitig tempo-
räre Nachfrageausfälle von dauerhaften Veränderungen 
der Standortbedingungen zu unterscheiden. Damit lie-
ße sich auch Erhaltungssubventionen mit dem Ziel der 
Strukturkonservierung eher entgegenwirken.

Dr. Heike Belitz ist wissenschaftliche Mitarbeiterin in der Abteilung
Innovation, Industrie, Dienstleistung | hbelitz@diw.de
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Abbildung 1

Anteil der forschungsintensiven Industrien an 
der Wertschöpfung in ausgewählten Ländern  
2000 bis 2010 
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Quellen: EUKLEMS-Datenbasis 2010; Berechnungen und Schätzungen des DIW Berlin.
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Die forschungsintensive Industrie hat in Deutschland ein doppelt so 
hohes Gewicht wie in den USA.

Abbildung 2

Anteil ausgewählter Schwellenländer an den 
deutschen Exporten forschungsintensiver Güter 
2000 bis 2009 
In Prozent
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Quellen: UN Comtrade 2010; Berechnungen: DIW Berlin.
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Mehr als ein Zehntel der Exporte forschungsintensiver Güter geht in 
die vier größten Schwellenländer.
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Wertschöpfung und Produktivität  
wieder stark gestiegen 
von Heike Belitz, Martin Gornig und Alexander Schiersch

Kein anderes großes Industrieland ist so stark auf die Produktion 
von forschungsintensiven Gütern ausgerichtet wie Deutschland.1 In 
der Wirtschaftskrise 2009 war aber gerade die forschungsintensive 
Industrie mit ihrer Exportorientierung einer Feuerprobe ausgesetzt. 
Der Einbruch der Umsätze hat nicht nur die Arbeitsplätze von Fach-
kräften, sondern auch die Refinanzierung der relativ hohen For-
schungs- und Innovationsaufwendungen in diesem Industriebereich 
und somit seine künftige technologische Wettbewerbsfähigkeit ge-
fährdet.

Die Expertenkommission für Forschung und Innovation (EFI), welche 
die Bundesregierung regelmäßig über den Stand und die Perspekti-
ven der technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands unterrich-
tet, benötigt frühzeitig Anhaltspunkte über die Entwicklung der for-
schungsintensiven Industrie. Detaillierte international vergleichbare 
Daten zur Industrieentwicklung, wie die EUKLEMS-Datenbasis und 
die STAN-Daten der OECD liegen jedoch nur mit zeitlicher Verzöge-
rung von zwei bis drei Jahren vor. Für den Zeitraum von 2008 bis 
2010 hat das DIW deshalb die Wertschöpfung und das Arbeitsvolu-
men für forschungsintensive Industrien in Deutschland, den USA, Ja-
pan, Frankreich und Großbritannien geschätzt (Kasten 1). Mit dieser 
erweiterten Datenbasis wurde die Entwicklung der Produktion und 
der Arbeitsproduktivität bis zum aktuellen Rand analysiert.2 

1	 Belitz, H., Clemens, M., Gornig, M., Schiersch, A., Schumacher, D.: Wirtschaftsstrukturen, Produktivität 
und Außenhandel im internationalen Vergleich. Studien zum deutschen Innovationssystem Nr. 5/2010. 
Hrsg.: Expertenkommission Forschung und Innovation, Berlin, Februar 2010. www.e-fi.de.

2	 Belitz, H., Clemens, M., Gornig, M., Mölders, F., Schiersch, A., Schumacher, D.: Wirtschaftsstrukturen, 
Produktivität und Außenhandel im internationalen Vergleich. Studien zum deutschen Innovationssystem 
Nr. 4/2011. Hrsg.: Expertenkommission für Forschung und Innovation, Berlin, Februar 2011. Siehe auch 
www.e-fi.de.

Traditionell starke Spezialisierung 
Deutschlands auf forschungsintensive 
Industriegüter

Die langfristige Entwicklung von Strukturunterschie-
den und Spezialisierungsmustern in der Industrie ver-
schiedener Länder und Regionen kann auf Basis von 
relativen Wertschöpfungsanteilen gemessen werden. 
Dabei wird der Anteil einer Branche an der nominalen 
Wertschöpfung in einem Land in Relation zu dem ent-
sprechenden Anteil in den Vergleichsländern USA, Ja-
pan und EU-25 gesetzt (RWA-Werte).3 Beim Vergleich 
Deutschlands mit anderen europäischen Ländern wird 
hier differenziert zwischen der EU-14 (alte EU-Länder 
ohne Deutschland) und EU-10 (2004 beigetretene Mit-
glieder). 

Im internationalen Vergleich wird die starke und bis 
2007 gestiegene Spezialisierung Deutschlands auf for-
schungsintensive Industrien, insbesondere auf Hoch-
technologien, deutlich (Abbildung 1). Bis zum Beginn 
der Finanz- und Wirtschaftskrise war Deutschland am 
deutlichsten auf die forschungsintensiven Industrien 
spezialisiert. Ähnliches gilt nur für Japan, während die 
anderen Länder nicht auf diesen Bereich spezialisiert 
sind. Dabei besitzt Deutschland ein besonders breit ge-
fächertes Portfolio: Sieben von zehn forschungsinten-
siven Branchen haben positive RWA-Werte. Das sind 
deutlich mehr als in den Vergleichsregionen. Selbst 
bei den Spitzentechnologien liegt Deutschland mitt-
lerweile über dem Durchschnitt aller betrachteten 
Regionen.

Auf den Teilbereich der Spitzentechnologien ist in-
zwischen nur noch Japan hoch spezialisiert, das seine 

3	 Die RWA-Werte werden hier als natürlicher Logarithmus multipliziert mit 
100 angegeben. Wenn die Werte für alle Sektoren 0 sind, sind die Strukturen 
identisch. Ein positiver Wert bedeutet einen überdurchschnittlichen Anteil, ein 
negativer Wert einen unterdurchschnittlichen Anteil. Je größer der Betrag ist, 
desto größer ist der (relative) Anteilsunterschied. Siehe auch RCA im Kasten des 
folgenden Artikels.
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Stärken besonders in der Computerindustrie und der 
Medientechnik hat. Die USA konzentrieren sich in der 
Spitzentechnik vor allem auf den Luft- und Raumfahr-
zeugbau. Die Mitte der 1990er Jahre noch bestehen-
den Vorteile in der Nachrichtentechnik sind inzwi-
schen verloren, in der Medizin- und Messtechnik sind 
sie deutlich zurückgegangen. Auf die Medizin- und 
Messtechnik ist mittlerweile Deutschland stark spe-
zialisiert. 

Deutsche Unternehmen erzielten zwischen 1995 und 
2007 auf den weltweiten Märkten in nahezu allen 
Branchen der forschungsintensiven Industrien An-
teilsgewinne. Zudem werden forschungsintensive Gü-
ter im internationalen Vergleich sehr effizient produ-

ziert.4 Zwar ist die traditionell starke Spezialisierung 
auf die forschungsintensive Industrie nicht ohne Risi-
ken, wie die Produktionseinbrüche am Ende des Jah-
res 2008 und in 2009 gezeigt haben. Die langfris-
tigen Erfolge der deutschen Wirtschaft haben aller-
dings im Zuge der Wirtschaftskrise gerade auch in 
den USA und in Großbritannien die Forderung nach 
einer Stärkung der eigenen industriellen Basis wie-
der laut werden lassen.5 

4	 Belitz, H., Gornig, M., Schiersch, A.: Deutsche Industrie durch forschungsin-
tensive Güter erfolgreich. Wochenbericht des DIW Berlin, 9/2010, 2–10.

5	 Belitz, H., Gornig, M., Schiersch, A.: Totgesagte leben länger. Mitbestim-
mung, 11, 2010, 26–29.

Abbildung 1

Relative Anteile von Industriegruppen an der nominalen Wertschöpfung in ausgewählten Ländern 
und Regionen 1995 bis 2008 (RWA-Werte)  
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Anmerkung: RWA-Werte zeigen den Anteil einer Branche an der nominalen Wertschöpfung in einem Land in Relation zum entsprechenden Anteil in 
den Vergleichsländern USA, Japan und EU-25.
Lesebeispiel: In Deutschland haben die forschungsintensiven Industrien den höchsten Anteil an der Wertschöpfung unter den hier betrachteten Ländern. Die im 
negativen Bereich liegende Kurve für die EU-10 weist auf einen unterdurchschnittlichen, aber wachsenden Anteil forschungsintensiver Industrien hin. Zur Abgrenzung 
der Industriegruppen siehe Kasten. 
USA: 2008 geschätzt, Japan: 2007 und 2008 geschätzt.

Quellen: EUKLEMS-Datenbasis 11/2009; OECD STAN 2010; Berechnungen und Schätzungen des DIW Berlin.
© DIW Berlin 2011

Auch die Spitzentechnologie hat inzwischen in Deutschland einen überdurchschnittlichen Wertschöpfungsanteil.
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Große Produktionseinbrüche in der Krise …

Im Herbst 2008 führte die Finanzmarktkrise in kur-
zer Zeit zu einem weltweiten Nachfragerückgang, der 
in fast allen Regionen in eine Rezession mündete. Ange-
sichts der Verunsicherungen auf den globalen Märkten 
waren die stärksten Einbrüche bei den Investitionsgü-
terproduzenten zu beobachten. Nach den Schätzungen 
des DIW sank der Anteil der Industrie an der gesamten 

Forschungsintensive Industrien und 
wissensintensive Dienstleistungen 

Die forschungsintensiven verarbeitenden Industrien stellen 

Güter der Spitzentechnologie und der Hochtechnologie her, 

die wie folgt definiert werden:1 

•	 Der Spitzentechnologie-Bereich umfasst Branchen, bei 

denen der Anteil der internen FuE-Aufwendungen am 

Umsatz im OECD-Durchschnitt über 7 Prozent liegt. Dies 

ist der Fall in den Sektoren Pharma, Büromaschinen und 

EDV, Nachrichtentechnik, Medizin- u. Messtechnik und 

Luft- und Raumfahrt.

•	 Der Hochtechnologie-Bereich umfasst Branchen mit 

einem Anteil der internen FuE-Aufwendungen am Umsatz 

zwischen 2,5 und 7 Prozent. Hierzu zählen die chemische 

Industrie, der Maschinenbau, die Elektrotechnik, der Kraft-

fahrzeugbau und der sonstige Fahrzeugbau.

Diese an der Forschungsintensität orientierte Differenzierung 

enthält keine Wertung etwa dahingehend, dass Spitzentech-

nik „moderner“ und „wertvoller“ wäre. Güter der Spitzentech-

nologie unterliegen häufiger staatlicher Einflussnahme durch 

Subventionen, Staatsnachfrage und nicht-tarifäre Handels-

hemmnisse. Mit ihrer besonderen Förderung verfolgt die 

Politik nicht nur technologische, sondern auch staatliche Ziele 

wie Sicherheit, Gesundheit, Raumfahrt.

Zuordnung der europäischen Länder zu 
Untersuchungsregionen

Die „EU 14“ umfassen die „alten“ Mitgliedsländer der EU 

ohne Deutschland: Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, 

1	 Legler, H., Frietsch, R. : Neuabgrenzung der Wissenswirtschaft – for-
schungsintensive Industrien und wissensintensive Dienstleistungen (NIW/
ISI-Listen 2006), Studien zum deutschen Innovationssystem Nr. 22-2007, 
Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hrsg.), Berlin 2007. 

Großbritannien, Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, 

Niederlande, Österreich, Spanien, Portugal, Schweden. 

Die „EU 10“ sind die seit Mai 2004 „neuen“ EU-Mitglieder: 

Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowenien, Slowakei, 

Tschechien, Ungarn, Zypern. 

Die 2007 beigetretenen EU-Mitglieder Bulgarien und Rumä-

nien sind nicht Gegenstand der Untersuchung.

Datenbasis

Als Datenbasis für den internationalen Vergleich im Zeitraum 

von 1995 bis 2007 werden die Angaben des europäischen 

Forschungskonsortiums EUKLEMS und der OECD (STAN) 

genutzt. In der EUKLEMS-Version vom März 2008 sind die 

Daten in einer detaillierten Sektorklassifikation bis zum Jahr 

2005 ausgewiesen. Für 2006 und 2007 wurden die Werte für 

Deutschland, die USA und die EU-Länder anhand der aktu-

elleren, aber weniger differenzierten EUKLEMS-Version vom 

November 2009 und der STAN-Daten der OECD von 2010 

ergänzt und teilweise geschätzt.

Für die Berechnung der Wertschöpfung und des Arbeitsvolu-

mens am aktuellen Rand wurden darüber hinaus nationale 

Zeitreihen zu Produktionsindizes, Preisindizes, Auftragsein-

gängen, Kapazitätsauslastungen etc. verwendet. Mit ihnen 

wurde im Rahmen von ARIMAX- bzw. naiven Modellen die 

jeweilige sektorale Wertschöpfung sowie das Arbeitsvolumen 

bis an den aktuellen Rand fortgeschrieben.2

2	 Für eine ausführliche Darstellung siehe Schiersch, A., Belitz, H., 
Gornig, M.: Fortschreibung internationaler Wirtschaftsstrukturdaten für 
FuE-intensive Industrien. Studien zum deutschen Innovationssystem 
Nr. 5/2011. Hrsg.: Expertenkommission Forschung und Innovation, Berlin, 
Februar 2011. www.e-fi.de.

Kasten 1

Sektorale und regionale Abgrenzung, Datenbasis

Wertschöpfung in allen hier betrachteten Ländern. Er 
lag auch im Jahr 2010 noch unter dem des Vorkrisen-
jahres 2007 (Abbildung 2).

Die stärksten Einbrüche hatte dabei Japan mit 2,9 Pro-
zentpunkten bei den FuE-intensiven und 2,6 Prozent-
punkten bei den nicht-FuE-intensiven Industrien zu 
verzeichnen. In Deutschland sank der Anteil der for-
schungsintensiven Industrien zwischen 2007 und 2009 
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um 2,3 Prozentpunkte auf 11,5 Prozent. Diese export-
starken Branchen litten besonders unter dem Einbruch 
der weltweiten Nachfrage nach Investitionsgütern. Der 
Rückgang bei den nicht-forschungsintensiven Indust-
rien fiel dagegen mit 0,3 Prozentpunkten vergleichs-
weise gering aus.  

Im Jahr 2010 wies Japan gegenüber dem Vorjahr die 
größten Zuwächse bei der Wertschöpfung der for-
schungsintensiven Industrie auf (2,6 Prozentpunkte). 
Deutschland folgt mit 1,1 Prozentpunkten. 

… aber nur geringer 
Beschäftigungsrückgang

Für die Bewertung der durch die Finanz- und Wirt-
schaftskrise bedingten Folgen für die deutsche Volks-
wirtschaft reicht eine Analyse der Produktionsentwick-
lung allein nicht aus. Vielmehr sind hierzu auch Er-
kenntnisse über die Entwicklung des Arbeitseinsatzes 
und damit der Arbeitsproduktivität erforderlich. Für den 
internationalen Vergleich legt das DIW hierzu in die-
sem Bericht erstmals Ergebnisse für 2010 vor.

Im Krisenjahr 2009 wurde in allen hier betrachteten 
Ländern das Arbeitsvolumen in der forschungsintensi-
ven Industrie reduziert (Abbildung 3). Für Großbritan-
nien und die USA sind im Vergleich zum Vorkrisen-
jahr 2007 die stärksten negativen Ausschläge zu beob-

achten. Auch in Deutschland gab es einen sehr starken 
Rückgang des Arbeitsvolumens. Er fiel allerdings mo-
derater aus als es aufgrund der Produktionseinbrüche 
zu erwarten gewesen wäre. Dies ist nicht zuletzt dar-
auf zurückzuführen, dass die arbeitsmarktpolitischen 
Akteure (Unternehmen, Gewerkschaften und Staat) 
im Zug der Krise bemüht waren, auf einen Abbau von 
Arbeitsplätzen, zu verzichten. 

Dies wurde zum einen über das Instrument der Kurz-
arbeit erreicht.6 Im August 2008, also kurz bevor die 

6	 Eine ausführliche Darstellung der Anpassungen der Kurzarbeiterregelun-
gen im Zug der Krise, insbesondere hinsichtlich des konjunkturellen 
Kurzarbeitergeldes, finden sich bei Mai, C. M.: Der Arbeitsmarkt im Zeichen der 
Finanz- und Wirtschaftskrise. Wirtschaft und Statistik, 3, 2010, 237–247.

Abbildung 3

Entwicklung von Arbeitsvolumen und 
Arbeitsproduktivität in den forschungsintensiven 
Industrien 
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Die Arbeitsproduktivität in der forschungsintensiven Industrie ist 
mittlerweile höher als vor der Krise.

Abbildung 2

Anteil von forschungsintensiven und nichtforschungsintensiven 
Industrien an der nationalen Wertschöpfung 2007 bis 2010 
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Die forschungsintensive Industrie ist in Deutschland und Japan stark eingebrochen, hat sich 
aber auch schnell wieder von der Krise erholt.
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zienz der Produktion, keine dauerhaft negativen Kon-
sequenzen gehabt.10 

Eine deutlich andere Entwicklung nahm die Arbeits-
produktivität in Großbritannien und den USA, die tra-
ditionell eine eher zurückhaltende Arbeitsmarktpoli-
tik verfolgen.11 In den forschungsintensiven Sektoren 
der beiden Länder waren die Rückgänge des Arbeits-
volumens so stark, dass die Rückgänge der Wertschöp-
fung zumindest teilweise überkompensiert wurden. In 
Großbritannien ging zwar die Arbeitsproduktivität der 
forschungsintensiven Industrie im Jahr 2009 zurück. 
Dies ist aber überwiegend auf die zeitweiligen Produk-
tivitätsverluste im Maschinenbau und der Elektrotech-
nik zurückzuführen. In den verbleibenden forschungs-
intensiven Sektoren zog die Arbeitsproduktivität hin-
gegen weiter an. 

Eine in dieser Hinsicht noch markantere Entwicklung 
lässt sich bei der US-amerikanischen Industrie beob-
achten. Die Unternehmen in den USA reagierten auf 
die Krise mit einer Reduktion des Arbeitseinsatzes, 
der die Produktionsrückgänge oft mehr als ausglich. 
Mit Ausnahme des Maschinenbaus wurde dadurch die 
Arbeitsproduktivität in den forschungsintensiven Sek-
toren auch im Krisenjahr 2009 gesteigert. Damit hat 
sich die Effizienz der US-amerikanischen forschungs-
intensiven Industrie, gemessen anhand der Arbeitspro-
duktivität, im Zug der Krise sogar erhöht. 

Die Entwicklungen des Arbeitsvolumens und der 
Arbeitsproduktivität in den beiden angelsächsischen 
Ländern dürfte wesentlich durch die Politik des „hire-
and-fire“ bestimmt sein. Die gestiegene Produktivität 
in diesen beiden Ländern konnte jedoch nicht in relativ 
höhere Marktanteile der forschungsintensiven Indust-
rien umgesetzt werden. Vielmehr konnte Deutschland 
seinen Vorsprung gegenüber Großbritannien und den 
USA behaupten. 

Schlussfolgerungen

Die forschungsintensive und exportorientierte deutsche 
Industrie hat in der weltweiten Wirtschaftskrise eine 
weitere Feuerprobe bestanden und ihre führende in-
ternationale Wettbewerbsposition mindestens gehalten. 
Dieser Erfolg ist vor allem darauf zurückzuführen, dass 
die Betriebe ihr Humankapital durch ein konzertiertes 
Handeln von Unternehmensleitung, Gewerkschaften 
und Politik in der Krise weitgehend erhalten konnten. 

10	 Über die Anpassungen und die Effizienz des Kapitaleinsatzes sind auf der 
vorliegenden Datenbasis keine Aussage möglich.

11	 Für die USA vgl. auch: Schatz, P., Spitznagel, E.: Makroökonomische 
Dynamik von Arbeitsmärkten: ein Vergleich interner und externer Flexibilitäten 
in den USA und in Deutschland. WSI-Mitteilungen, 63 (12), 2010, 626–635. 

Finanzkrise zur Wirtschaftskrise wurde, wurden etwa 
4 000 Unternehmen und 40 000 Erwerbstätige mit 
diesem Instrument unterstützt. Diese Zahlen schnell-
ten dann in kürzester Zeit nach oben. Der Höhepunkt 
wurde schließlich im Mai 2009 erreicht, als 56 000 
Unternehmen für mehr als 1,4 Millionen Mitarbeiter 
die Kurzarbeiterregelung in Anspruch nehmen konn-
ten.7 Zeitgleich sank die Beschäftigtenzahl, allerdings 
von August 2008 bis Januar 2009, dem saisonbeding-
ten jährlichen Tief, nur um 310.000 Beschäftigte. Im 
April 2009 erreichte die Arbeitslosenquote aller zivilen 
Erwerbspersonen mit 8,6 Prozent ihr Krisenhoch, lag 
aber damit noch unter den Jahresmittelwerten von 2005 
bis 2007. Zugleich sank zwischen dem 3. Quartal 2008 
und dem 2. Quartal 2009 die Zahl der Arbeitsstunden 
je Erwerbstätigen um mehr als 15 Prozent. Der massive 
Produktionsausfall wurde also nicht von einem eben-
so starken Stellenabbau begleitet.8 Vielmehr hielten vie-
le Betriebe trotz fehlender Aufträge und einer starken 
Unterauslastung an ihren Beschäftigten fest und sicher-
ten so das vorhandene firmenspezifische Humankapi-
tal sowie die notwendigen Kapazitäten für eine schnel-
le Ausweitung der Produktion. Hierzu haben aber auch 
andere Maßnahmen, wie die zusätzliche staatliche För-
derung von Forschung, Entwicklung und Innovation in 
den Unternehmen beigetragen.9 

Nur kurzfristiger Produktivitätseinbruch 

Die Politik der deutschen Unternehmen in der Krise, 
ihre Belegschaften möglichst zu halten, hatte im Jahr 
2009 einen Einbruch der Arbeitsproduktivität zur Fol-
ge, der in diesem Ausmaß zuvor nicht beobachtet wur-
de. Betroffen hiervon waren alle forschungsintensiven 
Sektoren in Deutschland (Abbildung 3). Besonders dras-
tisch ist die Arbeitsproduktivität im Maschinenbau zu-
rückgegangen. In dieser Branche war auch der Einbruch 
der Produktion am stärksten. Allerdings lag die Arbeits-
produktivität in den forschungsintensiven Industrien 
in Deutschland bereits im Jahr 2010 wieder etwa auf 
dem Vorkrisenniveau. Die in der Krise verfolgte Stra-
tegie zur Sicherung der Arbeitsplätze hat daher, mit 
Blick auf die Arbeitsproduktivität als ein Maß der Effi-

7	 Die Daten zur Kurzarbeit, ebenso wie die nachfolgenden Informationen 
zur Beschäftigtenzahl und zu den Arbeitsstunden entstammen der Genesis-Da-
tenbank des Statistisches Bundesamtes, www-genesis.destatis.de

8	 Eine weitere Maßnahme zur Beschäftigungssicherung, von der im Zug der 
Finanz- und Wirtschaftskrise in signifikantem Umfang Gebrauch gemacht 
wurde, war der Abbau vorhandener Zeitguthaben auf den Arbeitszeitkonten, 
Vgl.: Zapf, I., Brehmer, W.: Arbeitszeitkonten haben sich bewährt. IAB 
Kurzbericht, 22/2010.

9	 Nach Angaben des ZEW sanken die Innovationsausgaben im Krisenjahr 
2009 nicht so stark wie die Produktion, sodass die Innovationsintensität sogar 
von 2,72 auf 2,74 Prozent anstieg. Besonders konsequent hielt die forschungs-
intensive Industrie Innovationskurs und erhöhte die Innovationsintensität von 
7,7 auf 8,4 Prozent. Rammer C. u. a. (2011): Innovationserhebung für 
Deutschland 2010 – Mit Schwung aus der Krise. Mannheim, Januar 2011. 
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gen der Standortbedingungen zu unterscheiden. So wer-
den bestehende Wettbewerbsvorteile nicht leichtfertig 
aufs Spiel gesetzt und zugleich wird Erhaltungssubven-
tionen mit dem Ziel der Strukturkonservierung entge-
gengewirkt. Aus unserer Sicht ist daher ein internati-
onales Industrie-Monitoring erforderlich, das der Poli-
tik auf wissenschaftlicher Grundlage frühzeitig extern 
bedingte strukturelle Schocks anzeigt.

Dr. Heike Belitz ist wissenschaftliche Mitarbeiterin in der Abteilung

Innovation, Industrie, Dienstleistung | hbelitz@diw.de

Prof. Dr. Martin Gornig ist kommissarischer Leiter der Abteilung
Innovation, Industrie, Dienstleistung | mgornig@diw.de

Alexander Schiersch ist wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Abteilung
Innovation, Industrie, Dienstleistung | aschiersch@diw.de

JEL Classification: O14, O40, O57

Keywords: Industrial specialisation, labor productivity, manufacturing 

industries 

In diesem Zusammenhang besteht jedoch immer die 
Gefahr, dass langfristig nicht mehr wettbewerbsfähige 
Industriestrukturen konserviert werden.

Um auch künftig angemessen und f lexibel auf globale 
Nachfrageschocks reagieren zu können, benötigen die 
Akteure Instrumente, die es ihnen erlauben, temporä-
re Nachfragerückgänge von dauerhaften Veränderun-
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Interview 

Das vollständige Interview zum Anhören finden 
Sie auf www.diw.de/interview

Alexander Schiersch, 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter 
in der Abteilung Innovation, Industrie, 
Dienstleistung  am DIW Berlin 

1.	 Herr Schiersch, steht die Hoch- und Spitzentechnologie 
in Deutschland heute besser oder schlechter da als vor 
der Krise? Wenn man sich die reine Wertschöpfung an-
schaut, ist die Krise noch nicht ganz überwunden. Das 
heißt, der Gesamtsektor forschungsintensive Industrie 
hat das Niveau vom Sommer 2008, bevor die Finanz-
krise auf die Realwirtschaft durchschlug, noch nicht 
ganz wieder erreicht. Wir sind aber auf einem guten 
Weg dahin. Wenn man sich die relativen Anteile auf den 
einzelnen Märkten anschaut, dann waren die Verluste 
nicht so stark wie in anderen Ländern.

2.	 Woran liegt es, dass die forschungsintensive Industrie 
in Deutschland recht gut durch die Krise gekommen 
ist? Die deutsche Industrie hat in den Jahren vor dem 
Nachfrageeinbruch sehr auf ihre Effizienz geachtet und 
sich stets dem neuen Wettbewerb gestellt. Sie hat ihre 
Forschungsausgaben in der Krise kaum reduziert und ver-
sucht, ihre Mitarbeiter und ihr Know-how zu halten. Da-
gegen hat man in den anglo-amerikanischen Ländern – 
gerade in den USA – vielfach Mitarbeiter entlassen und 
Ausgaben reduziert. In Deutschland hat man sozusagen 
darauf gewettet, dass die Krise nur temporär ist und man 
nur dann wieder an der  anziehenden Weltkonjunktur 
teilhaben kann, wenn die personellen Kapazitäten und 
das entsprechende Know-how vorhanden sind. Man hat 
also zusammen mit dem Staat und auch den Arbeitneh-
mern Geld investiert, um diese Durststrecke zu überwin-
den. Aus heutiger Sicht war das die richtige Strategie.

3.	 Welche Branchen haben sich gut und welche weniger 
gut behauptet? Von der Krise betroffen waren alle. Die 
Einbrüche in der Wertschöpfung waren massiv und 
lagen zum Teil bei 20 Prozent. Allerdings wurde die 
Nachfrage nach Autos durch die Politik künstlich stimu-
liert, so dass die Automobilindustrie, die auch deutliche 
Einbrüche hinnehmen musste, weniger betroffen war als 

zum Beispiel der Maschinenbau, bei dem es eben keine 
Abwrackprämien gab.

4.	 Wie steht Deutschland im internationalen Vergleich da? 
Wichtig ist, wie stark eine Industrie auf den Weltmarkt 
oder auf den Heimatmarkt fokussiert ist. Deutschland 
hat – ähnlich wie Japan  – gute und wettbewerbsfä-
hige Produkte, die auf den Weltmärkten generell sehr 
erfolgreich sind. In der Krise brach aber weltweit die 
Nachfrage ein. Deshalb waren gerade Deutschland und 
Japan von der Krise im internationalen Vergleich stärker 
betroffen als etwa die USA. Der dortige Sektor der Hoch- 
und Spitzentechnologie ist zwar wesentlich größer, aber 
auch deutlich stärker auf den Binnenmarkt konzentriert. 
Aber selbst dort waren die Einbrüche groß.

5.	 Wo liegen die wichtigsten Auslandsmärkte für die deut-
sche Hoch- und Spitzentechnologie? Die wichtigsten 
Auslandsmärkte liegen in Europa. Aber auch die USA 
sind noch immer ein sehr wichtiger Markt. Allerdings 
nimmt die Ausrichtung Deutschlands auf die sogenann-
ten Emerging Markets, wie zum Beispiel Brasilien, Indien 
und natürlich China, zu. Dabei haben wir Europäer 
aufgrund der Transportwege gegenüber den USA oder 
Japan einen Nachteil. Wenn wir allerdings trotz der 
großen regionalen Distanz auf diesen Märkten wachsen, 
dann hat das etwas mit der Qualität der deutschen 
Produkte zu tun.

6.	 Wie sehen die Aussichten für die Zukunft aus? Ist in den 
nächsten Jahren wieder mit Wachstum zu rechnen? Im 
Moment deutet alles darauf hin. Obwohl die Einbrüche 
signifikant waren, werden sie relativ schnell aufgeholt. 
Wenn keine neuen externen Probleme auftauchen und 
das weltwirtschaftliche Wachstum relativ stabil bleibt, 
dann dürften die forschungsintensiven Industrien in 
Deutschland davon weiter profitieren.

	 Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Sechs Fragen an Alexander Schiersch

»Spitzenposition in der Krise 
behauptet«
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Knapp 60 Prozent aller weltweit gehandelten Industriegüter sind 
forschungsintensiv. Zwei Fünftel davon sind Güter mit sehr hoher 
Forschungsintensität (Spitzentechnologie) und drei Fünftel Güter 
mit hoher Forschungsintensität (Hochtechnologie).1 Noch in den 
90er Jahren waren die USA Weltmarktführer. Dieses Verhältnis hat 
sich seitdem jedoch zu Gunsten Deutschlands gewandelt.2 Daran 
hat auch die Wirtschaftskrise nichts geändert. Im Jahr 2009 expor-
tierte Deutschland forschungsintensive Waren im Wert von 670 Mil-
liarden US-Dollar. Die beiden Hauptkonkurrenten, USA und Japan, 
kamen lediglich auf Werte von 561 beziehungsweise 388 Milliarden 
US-Dollar. Die neuen mittel- und osteuropäischen EU-Länder, die zu-
nehmend auch auf die forschungsintensive Güterproduktion setzen, 
kamen insgesamt auf einen Wert von 189 Milliarden US-Dollar. An-
ders sieht es bei den Importen aus: Hier bleibt der US-Markt mit 756 
Milliarden US-Dollar weltweit dominierend, erst mit 430 Milliarden 
US-Dollar folgt Deutschland auf dem zweiten Platz (Tabelle 1).

1	 Siehe hierzu Kasten 1 im vorigen Artikel.

2	 Belitz, H., Clemens, M., Gornig, M., Schiersch, A., Schumacher, D. (2010): Wirtschaftsstrukturen, 
Produktivität und Außenhandel im internationalen Vergleich, Studien zum deutschen Innovationssystem 
Nr. 5-2010, Expertenkommission Forschung und innovation (Hrsg.), Berlin, Februar 2010.

Deutschland ist der größte 
Technologiegeber im Welthandel

Der Verkauf von forschungsintensiven Gütern auf dem 
Weltmarkt bedeutet gleichzeitig einen Verkauf des in 
der Ware implementierten Wissens. Demnach geben 
die entsprechenden Exporte Auskunft darüber, in wel-
chem Maße Technologie an das Ausland weitergegeben 
wird. Auf der anderen Seite deuten Importe in diesem 
Sektor auf eine Ergänzung des inländischen Wissens-
bestandes hin. Gemessen an der Differenz aus Ex- und 
Importen, bezogen auf die Bevölkerung des entspre-
chenden Landes, sind vor allem Japan und Deutsch-
land mit Pro-Kopf-Werten von 2929 und 1621 US-Dol-
lar Nettoexporteure und zu einem sehr viel geringeren 
Teil auch die Gruppe der EU-14 mit 151 US-Dollar (Ta-
belle 1). Die USA hingegen sind größter Nettoimpor-
teur. Diese Tendenz hat sich für die USA, und entspre-
chend auch für Deutschland, bereits in den 90er Jah-
ren herausgebildet.

Während der Wirtschaftskrise ist der weltweite Han-
del mit forschungsintensiven Waren von 6,7 Billionen 
US-Dollar im Jahr 2008 auf 5,3 Billionen US-Dollar im 
Jahr 2009 gesunken.3 Besonders stark eingebrochen 
ist dabei die Nachfrage nach Gütern der Hochtechno-
logie. Betroffen waren nicht nur langlebige Industrie-
güter zum Beispiel des Maschinen- und Fahrzeugbaus, 
sondern auch nachgelagerte Industrien, etwa Zuliefe-
rer von Automobilteilen sowie Kunststoff- und Kaut-
schukhersteller. 

Die auf Hochtechnologie spezialisierten Länder Japan 
und Deutschland haben in diesem Bereich mit 31 Pro-
zent beziehungsweise 27 Prozent hohe Exportrückgänge 
zu verzeichnen ( USA: –23 Prozent). Der Export mit Spit-

3	 Belitz, H., Clemens, M., Gornig, M., Mölders, F., Schiersch, A., Schumacher, 
D.: Die deutsche forschungsintensive Industrie in der Finanz- und Wirtschaftskri-
se im internationalen Vergleich. Studien zum deutschen Innovationssystem 
Nr. 4-2011. Hrsg. Expertenkommission für Forschung und Innovation, Berlin, 
Februar 2011. www.e-fi.de.

Exporte: Orientierung auf Zukunftsmärkte
von Marius Clemens, Florian Mölders und Dieter Schumacher
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Indikator4 berechnet, der die komparativen Vor- und 
Nachteile der verschiedenen Länder im Außenhandel 
mit forschungsintensiven Gütern herausarbeitet, und 
analysiert, ob die Krise das deutsche Außenhandels-
profil verändert hat (siehe Kasten 1).5 

Betrachtet man die Position der einzelnen Länder bei 
forschungsintensiven Waren einmal bei den Exporten 
(RXA) und zum anderen bei den Importen (RMA), er-
gibt sich für 2009 folgende Ländergruppierung: In der 
Spitzentechnologie waren die USA jahrelang auf bei-

4	 Zur Berechnung der Indikatoren im Einzelnen sind die Außenhandelsdaten 
des DIW nach der vierstelligen International Standard Industrial Classification 
(ISIC Rev.3) untergliedert. Informationen zur Berechnung der Spezialisierungsin-
dikatoren befinden sich im Kasten 1.

5	 Werden die Strukturen durcheinander dividiert, ergibt sich das schon von 
Balassa (1965) eingeführte Maß zur Quantifizierung des Spezialisierungsmus-
ters eines Landes im internationalen Handel. Vgl. Balassa (1965): Trade 
Liberalization and ‘Revealed’ Comparative Advantage. The Manchester School 
of Economic and Social Studies, 33, 99–123.

zentechnologien ist am stärksten in den USA (–31 Pro-
zent) gesunken, wohingegen in Deutschland und Japan 
der Rückgang nur elf beziehungsweise 19 Prozent be-
trug. Auf der Importseite sind die Verluste bei der Hoch-
technologie in Deutschland am geringsten (Deutsch-
land: –23 Prozent, USA: –27 Prozent , Japan: –26 Pro-
zent). Bei den Spitzentechnologien lag der Rückgang 
in allen drei Ländern ungefähr gleich hoch (um circa 
acht Prozent).

Die Auswirkungen der Krise auf 
die Exportspezialisierung

Die Höhe der Export-Import-Ströme wird maßgeblich 
von Nachfrage- und Wechselkursschwankungen be-
einf lusst. Um die Position der deutschen forschungs-
intensiven Industrie von diesen Schwankungen unbe-
einf lusst darzustellen, vergleichen wir die Export- be-
ziehungsweise Importanteile eines Landes mit dem 
entsprechenden internationalen Anteil. Dazu wird ein 

Tabelle 1

Außenhandelsindikatoren ausgewählter Länder und Regionen bei FuE-intensiven Waren 2009

Deutschland USA Japan EU-14 EU-10

2008 2009 2008 2009 2008 2009 2008 2009 2008 2009

Exporte in Milliarden US-Dollar

FuE-intensive Waren 873,5 670,1 765,4 561,2 542,6 388,3 1782,6 1433,6 290,8 188,9

Spitzentechnologie 225,7 200,4 337,8 231,8 117,4 95 617,8 560,8 88,8 57,3

Hochtechnologie 647,9 469,7 427,6 329,4 425,3 293,3 1164,8 872,7 201,9 131,6

Importe in Milliarden US-Dollar

FuE-intensive Waren 522 429,6 929,8 755,9 218,7 180,1 1762,4 1386,5 290,7 211,9

Spitzentechnologie 195,4 179,1 401 369,4 105,5 96,1 641,8 573,9 89,3 75,2

Hochtechnologie 326,6 250,5 528,8 386,6 113,2 84 1120,6 812,5 201,4 136,8

Exporte-Import-Saldo pro Kopf in US-Dollar

FuE-intensive Waren 4 281 2 929 –541 –641 2 537 1 621 65 151 1 –311

Spitzentechnologie 368 258 –208 –453 93 –9 –77 –42 –6 –241

Hochwertige Technologie 3 913 2 670 –333 –188 2 443 1 630 142 193 7 –70

Relativer Anteil der Exporte am Welthandel (RXA)1

FuE-intensive Waren 18 17 22 17 31 26 0 1 1 –5

Spitzentechnologie –18 –14 39 19 –23 –24 –8 –3 –19 –34

Hochtechnologie 35 34 10 16 54 51 4 3 11 11

Relativer Anteil der Importe am Welthandel (RMA)1

FuE-intensive Waren 4 3 2 3 –14 –15 –4 –5 –1 –3

Spitzentechnologie 1 1 14 17 9 8 –8 –7 –23 –21

Hochtechnologie 5 4 –6 –9 –32 –36 –1 –3 10 8

Vergleich des Export- und Importanteils (RCA)2

FuE-intensive Waren 13 11 18 12 44 39 2 3 0 –5

Spitzentechnologie –24 –22 20 –5 –36 –39 –3 –3 0 –20

Hochtechnologie 30 29 16 25 87 87 4 7 1 3

1  Ein positiver Wert gibt an, dass der Anteil FuE-intensiver Waren an den Exporten bzw. Importen bei dem betreffenden Land größer ist als im Welthandel. 
2  Ein positiver Wert gibt an, dass der Anteil FuE-intensiver Waren an den Exporten größer ist als an den Importen. 
Quellen: UN Comtrade 2010; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2011
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für Japan, die EU-14 und die USA gilt dies auf der Ex-
portseite.

Ein Blick auf den RCA-Indikator, der die beiden vorhe-
rigen Indikatoren zusammenfasst, verdeutlicht den der-
zeitigen Stand der komparativen Vorteile und hilft bei 
der Einschätzung des relativen Ausmaßes der Finanz-
krise. Tabelle 1 zeigt, dass sich der RCA-Index vom Jahr 

den Seiten überdurchschnittlich stark in den interna-
tionalen Handel eingebunden. In Deutschland und Ja-
pan war nur der Import überdurchschnittlich hoch. Die 
EU-14 sind auf beiden Seiten nur unterdurchschnittlich 
am internationalen Handel mit Waren der Spitzentech-
nologie beteiligt. In der Hochtechnologie sind Deutsch-
land und die EU-10 auf beiden Seiten überdurchschnitt-
lich stark in den internationalen Handel eingebunden, 

Die Spezialisierungsmuster eines Landes werden daran ge-

messen, ob ein Land bei den Exporten bzw. Importen in den 

einzelnen Warengruppen einen besonders großen oder klei-

nen Marktanteil am Welthandel hat, jeweils im Vergleich zu 

seinem Anteil bei allen Waren des verarbeitenden Gewerbes. 

Die komparativen Vorteile eines Landes werden aus einem 

Vergleich von Exporten und Importen ermittelt. Ist der um 

den gesamten Saldo bereinigte Export-Import-Saldo in einer 

Warengruppe positiv, hat das Land dort einen komparativen 

Vorteil. Ist er negativ, hat das Land in der betreffenden 

Warengruppe einen komparativen Nachteil. Die Indikatoren 

können aus Relationen gebildet werden und sind dann unab-

hängig von der Größe der verschiedenen Warengruppen.1

Die jeweiligen Indizes weisen auf eine Spezialisierung des 

Landes bei den Exporten (Importen) hin, wenn der Anteil in 

einer betreffenden Warengruppe an den Gesamtexporten/

(-importen) des verarbeitenden Gewerbes größer ist als im 

Welthandel:2

RXAij = 100 ln [(Xij / Σi Xij) / (Σj Xij / Σij Xij)]

bzw.

RMAij = 100 ln [(Mij / Σi Mij) / (Σj Mij / Σij Mij)]

Ein positiver Wert bedeutet somit, dass die Volkswirtschaft 

auf die (Export-) Produktion von Gütern der jeweiligen Waren-

gruppe spezialisiert ist, und ein negativer Wert, dass sie dort 

nur unterdurchschnittlich an den Weltexporten beteiligt ist.

Einen Vergleich von komparativen Vorteilen bei den Ex- und 

Importen lässt der RCA (Revealed Comparative Advantage) 

Index zu:

1	 Die Analyse komparativer Vor- und Nachteile anhand von 
Außenhandelsdaten (RCA: Revealed Comparative Advantage) wurde von 
Balassa (1965) entwickelt und auch häufig in dessen mathematischer 
Formulierung verwendet. 

2	 X = Exporte, M = Importe, i = Produktgruppenindex, j = Länderindex.

RCAij = 100 ln [(Xij / Σi Xij ) / (Mij / Σi Mij)]

Wenn der Weltimportwert dem Weltexportwert entspricht, 

kann der RCA-Index als Differenz zwischen RXA und RMA 

berechnet werden. Die RCA-Werte charakterisieren das 

Muster der komparativen Vor- und Nachteile eines Landes im 

Außenhandel unter Einbeziehung der Importkonkurrenz auf 

dem eigenen Inlandsmarkt. Dementsprechend spielt für das 

RCA-Muster auch eine Rolle, inwieweit die Importstruktur 

eines Landes von derjenigen des Welthandels abweicht.

Indikator zur Messung der relativen geographischen 
Ausrichtung

Der „Revealed Geographic Advantage”-Index (RGA, in Anleh-

nung an den RCA-Index) misst die geographischen Vor- und 

Nachteile eines Landes beim Handel in bestimmten Sektoren. 

Dazu wird der Anteil eines Exportmarktes am Gesamtexport 

eines Sektors berechnet (in unserem Fall der forschungsin-

tensiven Industrie) und in Relation zu dem entsprechenden 

Gewicht für die anderen OECD-Mitgliedsländer gesetzt. 

Dadurch ergibt sich ein relativer Index, der die geographi-

sche Orientierung eines Landes wiedergibt, bezogen auf die 

entsprechende Orientierung der potentiell um einen Markt 

konkurrierenden Länder der OECD. Formell setzt sich dieser 

Index wie folgt zusammen:

RGAjk = 100 ln [(Xjk/Xk)/(XOECDjk /XOECDk)] 3

Demnach gibt ein positiver RGA-Wert an, dass das entspre-

chende Land in Sektor k einen höheren Anteil in das Land j 

exportiert, als dies bei den restlichen Mitgliedsländern der 

OECD der Fall ist. Entspricht der Index beispielsweise einem 

Wert von null, so bedeutet dies, dass Deutschland und die 

restlichen OECD-Länder einen identischen Anteil ihrer Expor-

te des Sektors k in Land j absetzen.

3	 Definition der Variablen: X = Exporte, j = Länderindex, k = Produkt
gruppenindex, OECD = Mitgliedsländer der OECD.

Kasten 1

Indikatoren zur Messung von Spezialisierung im internationalen Handel
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2008 auf 2009 für Deutschland, USA und Japan nega-
tiv entwickelt hat. Hinter den gesunkenen RCA-Werten 
steht für Deutschland und Japan ein Rückgang der Ex-
porte forschsungsintensiver Güter. Verglichen mit Ja-
pan, USA und den der EU-10 hatte Deutschland jedoch 
nur einen schwachen Rückgang zu verkraften. 

Die Analyse einzelner Industriesektoren vermittelt 
ein detaillierteres Bild: Die RCA-Werte zeigen, dass 
Deutschland auch nach der Krise bei einer ganzen Rei-
he von forschungsintensiven Warengruppen kompara-
tive Vorteile aufweist, nicht nur bei den exportstärks-
ten Sektoren Kraftfahrzeug- und Maschinenbau, son-
dern auch in vielen kleineren Warengruppen wie der 
Medizintechnik, der Chemie und der Elektrotechnik.6 
Insgesamt weisen die USA 2009 (wie Deutschland) für 
20 der insgesamt 31 forschungsintensiven Warengrup-
pen komparative Vorteile auf. Japan und die EU-14 sind 
mit komparativen Vorteilen in 19 und 18 Warengrup-
pen ähnlich stark aufgestellt, während die EU-10 mit 
nur acht zurückfallen.

Zusammenfassend lässt sich für die Verschiebung der 
sektoralen Muster im Krisenjahr Folgendes festhalten: 
Auch wenn die absoluten Zahlen gesunken sind, hat 
Deutschland im Vergleich zu den Wettbewerbern kei-
ne hohen Verluste verzeichnet. Während die Medizin-
technik, die chemische Industrie und der Maschinen-
bau insgesamt geringe positive bis gar keine Verände-
rungen in der relativen Wettbewerbsposition aufweisen, 
ist der Rückgang komparativer Vorteile im Bereich der 
Hochtechnologie vor allem auf die Automobilbranche 
zurückzuführen. 

Geographische Diversifizierung 

Die Nachfrage aufstrebender Wachstumsländer aus 
Asien und Lateinamerika hat die Marktkonzentration 
auf den traditionellen Absatzmärkten der USA, Euro-
pas und Japans verändert. Die Weltkonjunktur wird 
derzeit von diesen Ländern angetrieben, so dass die 
geographische Wettbewerbsposition auf neuen Wachs-
tumsmärkten zunehmend in den Vordergrund rückt. 
Zwar dominieren bei den deutschen Ausfuhren for-
schungsintensiver Waren immer noch der europäische 
und nordamerikanische Markt, aber eine regionale Ver-
schiebung deutet sich an. Lag der Anteil der BRIC-Staa-
ten7 zu Beginn der letzten Dekade noch bei unter fünf 
Prozent, ist dieser in 2009 auf fast elf Prozent ange-
wachsen. Dabei dürften die Schwellenländer eine im-

6	 Siehe hierzu auch Schrooten, M., Teichmann, I. (2010): Export wieder auf 
Touren – Binnennachfrage muss nachziehen. Wochenbericht des DIW Berlin 
Nr. 35: 2–7.

7	 Hierzu gehören Brasilien, Russland, Indien und China.

mer größere Rolle spielen. Allein der Anteil forschungs-
intensiver Güter an den chinesischen Gesamtimporten 
ist während der vergangenen Dekade um 12 Prozent-
punkte angestiegen. 

Geht man einen Schritt weiter und bezieht zusätz-
lich die entsprechenden Werte der potentiell um ei-
nen Markt konkurrierenden Länder mit ein, so ergibt 
sich ein relativer Index (siehe Kasten 1). Dieser gibt die 
geographische Orientierung der forschungsintensiven 
Industrie wieder, in Relation zu der Orientierung der 
restlichen OECD-Staaten. Der so entstehende RGA-In-
dex (Revealed „Geographic“ Advantage) lässt, durch die 
Beobachtung über den Zeitraum von 2000 bis 2009, 
Schlüsse auf die relative geographische Ausrichtung 
der Exporte zu. Abbildung 1 verdeutlicht den Verlauf 
des RGA-Index für den Zeitraum von 2000 bis 2009 
für die Exporte Deutschlands in ausgewählte traditio-
nelle und neue Absatzmärkte.

Deutschland betreibt den Großteil seines Außenhan-
dels mit Staaten innerhalb Europas. Insbesondere in den 

Abbildung 1

Geografische Ausrichtung deutscher Exporte  
FuE-intensiver Güter im internationalen Vergleich 
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Quellen: UN Comtrade 2010; Berechnungen des DIW Berlin.
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den letzten Jahren unterschiedlich entwickelt. Während 
Frankreich mittlerweile verstärkt nach Russland expor-
tiert, bauen britische Exporteure ihre Präsenz in allen 
BRIC-Staaten aus, wenngleich sie unter dem OECD-
Durchschnitt bleiben.

Ausblick

Die deutschen forschungsintensiven Exporte sind im 
Zuge der Wirtschaftskrise zurückgegangen. Der Ex-
portanteil forschungsintensiver Waren ist in Deutsch-
land jedoch im Gegensatz zu Japan und den USA fast 
konstant geblieben. Unter Berücksichtigung der relati-
ven Spezialisierungsindikatoren zeigt sich, dass der Ver-
lust komparativer Vorteile Deutschlands bei forschungs-
intensiven Waren im Vergleich zu den USA und Japan 
geringer ausfiel. Während sich die komparativen Vor-
teile der deutschen Exportwirtschaft nicht verschoben 
haben, gibt es vermehrte Anzeichen dafür, dass sich 
die deutschen Exporteure seit 2007 regional stärker 
auf die Emerging Markets ausgerichtet haben. Ein ver-
stärkter Fokus auf den chinesischen, indischen, russi-
schen und brasilianischen Markt ist vor dem Hinter-
grund des zu erwartenden Wachstums dieser Volks-
wirtschaften von Bedeutung. Deren Gewicht bei der 
Nachfrage nach forschungsintensiven Gütern wird mit 
der fortschreitenden wirtschaftlichen Entwicklung zu-
nehmen, so dass eine geografische Umorientierung zu 
erwarten ist. Große Schwellenländer wie China bauen 
zunehmend ihre Exportspezialisierung im Bereich der 
forschungsintensiven Industrien aus, so dass eine hö-
here Importnachfrage nach deutschen Technologiegü-
tern zu erwarten ist.

Der Fokus der europäischen Außenhandelspolitik soll-
te daher auf einer Verbesserung der Handelsbedin-

EU-10 wird ein überdurchschnittlich großer Anteil for-
schungsintensiver Waren aus Deutschland importiert. 
Die Grafik zeigt einen Rückgang der relativen Konzen-
tration forschungsintensiver Güter auf dem US-Markt 
ab dem Jahr 2008. Dieser Verschiebung steht eine ent-
sprechende Umorientierung des deutschen Außenhan-
dels mit Hinblick auf die BRIC-Staaten gegenüber; über-
durchschnittlich viel exportiert Deutschland wegen der 
geografischen Nähe jedoch nur nach Russland. Eine 
Tendenz, hin zu einer überdurchschnittlichen Markt-
konzentration, ist klar zu erkennen.

Die Höhe des RGA-Index wird durch die geographische 
Nähe beziehungsweise Distanz zum Absatzmarkt be-
stimmt. So haben Deutschland, Großbritannien und 
Frankreich in den europäischen Märkten, die USA in 
den amerikanischen und Japan in Asien hohe geogra-
phische Vorteile (Tabelle 2). 

Die USA sind in den letzten Jahren im Vergleich zu den 
anderen OECD-Staaten sowohl in den traditionellen als 
auch in den „neuen“ wachstumsstarken Märkten weni-
ger präsent als früher. Japan hat aufgrund seiner geo-
graphischen Nähe zu China gegenüber den restlichen 
OECD-Ländern einen klaren Vorteil auf diesem Markt. 
Weiterhin lässt sich eine leicht fallende Tendenz bezüg-
lich der Absatzmärkte in den großen Industrieländern 
ausmachen. Die BRIC-Staaten spielen, bezogen auf die 
Entwicklung während der Finanzkrise, für Japan keine 
herausragende Rolle.

In der regionalen Orientierung Großbritanniens spie-
gelt sich die kulturelle Nähe zum amerikanischen Markt 
wider. Frankreich hat hingegen geographische Vortei-
le in Russland aufzuweisen. Bezogen auf die Wachs-
tums- und Schwellenländer haben sich beide Länder in 

Tabelle 2

Relative Geographische Orientierung ausgewählter Exportländer und Absatzmärkte 
RGA-Index 2009, Werte für 2007 in Klammern 

Absatzmarkt Deutschland USA Japan Frankreich
Groß

britannien
China Indien Russland Brasilien

Exportländer

Deutschland 0 –47 (–41) –35 (–39) 66 (59) 46 (42) 1 (–20) –11 (–17) 57 (47) –14 (–18)

USA –48 (–45) 0 56 (69) –91 (–57) –20 (–18) 2 (13) –3 (41) –108 (–103) 79 (94)

Japan –95 (–92) 34 (46) 0 –151 (–141) –90 (–69) 116 (109) –19 (–28) –76 (–2) –42 (–58)

Frankreich 68 (58) –64 (–70) –68 (–62) 0 46 (48) –64 (–38) –33 (13) 31 (–18) –15 (10)

Großbritannien 36 (36) 16 (2) –27 (–38) 27 (37) 0 –78 (–95) –18 (–34) –9 (–17) –30 (–50)

Quellen: UN Comtrade 2010; Berechnungen des DIW Berlin. 

© DIW Berlin 2011
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tensiven Exporten ein stetigeres Wachstum sichern 
und der Import von Wissen die Innovationsfähigkeit 
der Länder erhöhen kann, ist ein barrierefreier Han-
del sowohl im europäischen als auch im Interesse der 
Schwellenländer.
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gungen mit den wachstumsstarken Volkswirtschaften 
liegen. Freihandelsabkommen seitens der EU werden 
derzeit sowohl mit Indien als auch mit lateinamerika-
nischen und ostasiatischen Staaten verhandelt. Da die 
entstehende Marktdiversifizierung bei forschungsin-
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Der Beitrag gibt die persönliche Meinung 
des Autors wieder.

Landauf, landab wird derzeit über die „Kosten“ der Energie-
wende diskutiert, als handele es sich dabei um ein Gut, 
welches man zu einem gewissen Preis kaufen könnte, oder 
eben auch nicht. Je nach Annahmen ergeben sich höhere 
oder niedrigere „Kosten“, in der Regel im zweistelligen Milliar-
denbereich. Abgesehen davon, dass es sich dabei angesichts 
der zwei bis drei Jahrzehnte, die die Energiewende hin zu 
erneuerbaren Energieträger benötigen wird, um relativ ge-
ringe Beträge handelt, geht die Diskussion am eigentlichen 
Punkt vorbei: Das Kriterium für die Bewertung wirtschafts- 
und energiepolitischer Maßnahmen sind nämlich nicht die 
„Kosten“, sondern die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt. 
Diese setzt sich unter anderem aus Konsumentenrenten für 
Verbraucher, Deckungsbeiträgen für Unternehmen, sauberen 
und sicheren Umweltbedingungen zusammen. Ein gesamt-
wirtschaftlicher Ansatz ergibt also andere Bewertungen als 
eine rein betriebswirtschaftliche Kostenbetrachtung. Natür-
lich entstehen bei der Energiewende Kosten, für den Ausbau 
erneuerbarer Energien, für Energieeffizienzmaßnahmen oder 
den Netzausbau. Diesen Kosten stehen jedoch Wohlfahrts-
gewinne gegenüber, so dass nur ein Vergleich der beiden 
Größen eine Aussage erlaubt.

Konkrete Beispiele machen dies deutlich:

•	 So wird mit der Kernkraft der mit Abstand teuerste 
Energieträger aus dem Energiemix entfernt. Mittel-
fristig führt dies zu erheblichen Kostenentlastungen. 
Kernkraft ist unter Marktbedingungen nicht wettbe-
werbsfähig, weil diese Technologie sowohl die höchsten 
fixen als auch die höchsten variablen Kosten aufweist, 
berücksichtigt man die bis heute ungelösten Fragen 
der Aufarbeitung und der Endlagerung. Bisher konnte 
Atomstrom nur deshalb so billig angeboten werden, 
weil die Gesellschaft den größten Teil der Kosten über-

nahm. Dies gilt übrigens bis heute für den Fall von grö-
ßeren Unfällen, welche nicht versichert sind und damit 
pauschal der Gesellschaft aufgebürdet werden;

•	 umgekehrt wird die Durchsetzung einiger erneuerbarer 
Energien dazu führen, dass Strom in vielen Stunden 
des Jahres wesentlich günstiger wird als heute, und 
teilweise sogar zu variablen Kosten von Null angeboten 
werden wird. Bereits heute ist der sogenannte „Merit-
Order-Effekt“ erheblich, mit dem Wind- und Sonnen-
energie zu einer Senkung des Strompreises beitragen; 
diese Effekte werden sich mit zunehmendem Anteil 
dieser Energieträger sogar noch verstärken;

•	 auch der zur besseren Nutzung der geografisch ver-
teilten Potenziale erneuerbarer Energien notwendige 
Netzausbau ist gesamtwirtschaftlich und energiewirt-
schaftlich sinnvoll. Die „Kosten“ der Verhandlungen mit 
den vom Leitungsausbau betroffenen Bürgern tragen 
mittelfristig zu positiven Wohlfahrtseffekten bei, ist 
doch eine im Kompromiss erzielte Trassenfestlegung 
eine gute Basis für eine zügige Umsetzung;

•	 Und auch die deutsche Industrie wird von der Ener-
giewende erheblich profitieren, und zwar durch den 
Innovationsschub bei nachhaltiger Energietechnologie. 
Bereits heute gehören deutsche Unternehmen zu den 
Weltmarktführeren bei green innovation, und die Ener-
giewende hierzulande wird die Wettbewerbssituation 
weiter stärken.

Fazit: Aus Sicht einzelwirtschaftlicher Interessen ist die 
Diskussion über die „Kosten“ der Energiewende nach-
vollziehbar. Eine Politik, die hierbei stehenbleibt, verkennt 
jedoch das enorme Wohlfahrtspotential für die gesamte 
Gesellschaft.

Am aktuellen Rand  von Christian von Hirschhausen

Energiewende: 
Falsche Fixierung 
auf die Kosten


